Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1420 


12. 12. 73 


Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die bei der Einfuhr 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse in kleinen Sendungen, denen keine 
kommerziellen Erwägungen zugrunde liegen, zu erhebende Abgabe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 235, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 Unterzeich- 
neten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaa- 
ten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
zur Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), insbesondere 
auf Artikel 62 Absatz 1 der ihm beigefügten Akte, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Titel II Absatz B der einführenden Vor- 
schriften des Gemeinsamen Zolltarifs im Anhang 
zur Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Rates vom 
28. Juni 1968 2 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2260/73 3 ), wird, sofern der Betrof- 
sene nicht die Anwendung des Normalsatzes ver- 
langt, ein pauschaler Zollsatz von 10 v. H. des Wer- 
tes auf Waren angewandt, die in kleinen Sendungen 
an natürliche Personen eingehen, soweit solchen Ein- 
fuhren keine kommerziellen Erwägungen zugrunde 
liegen. 

Es erscheint zweckmäßig und möglich, nach den 
gleichen Modalitäten und ohne Gefährdung der 
Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik auch alle son- 
stigen Abgaben bei der Einfuhr landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse sowie bestimmter Waren, die Gegen- 
stand der Handelsregelung gemäß Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 des Rates vom 28. Mai 1969 4 ), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 1491/ 
73 5 ), sind, zu erheben. 


Ein und dieselbe Maßnahme kann Anlaß zur Erhe- 
bung mehrerer verschiedener Abgaben sein. Damit 
eine Pauschalbesteuerung ihren Zweck erfüllen kann, 
ist eine einzige Pauschalabgabe anstelle sämtlicher 
sonstiger Abgaben anzuwenden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Titel II Absatz B der einführenden Vorschriften 
zum Gemeinsamen Zolltarif im Anhang zur Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 950/68 gilt für die Erhebung 
aller Abgaben bei der Einfuhr im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik und der Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69. 

2. Unterliegt ein und dieselbe Maßnahme der Er- 
hebung mehrerer verschiedener Abgaben, so wird 
der in Absatz 1 vorgesehene Pauschalsatz anstelle 
sämtlicher sonstiger Abgaben erhoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblattt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 233 
vom 21. August 1973, S. 10 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vorn 12. Juni 1969, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 7. Juni 1973, S. 1 
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Begründung 


Die „Einführenden Vorschriften" des Gemeinsamen 
Zolltarif sehen vor, daß auf Waren, die in kleinen 
Sendungen an natürliche Personen eingehen, soweit 
solchen Einfuhren keine kommerziellen Erwägungen 
zugrunde liegen, ein pauschaler Zollsatz von 10 v. H. 
des Wertes angewandt wird. Da diese Pauschalabga- 
be nur angewandt wird, wenn auf die betreffende 
Ware Zoll erhoben wird, und dann nur auf den Zoll- 
anteil der Abgabe, wirkt sich die Maßnahme bei 
einer Reihe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
und Waren, die aus der Verarbeitung landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse hervorgegangen sind, die 
verschiedenen besonderen Besteuerungen unterlie- 
gen, nicht wirklich aus. 

Der anliegende Vorschlag einer Verordnung be- 
zweckt, eine Pauschalabgabe anstelle aller Abgaben 
anzuwenden, die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik und der Verordnung (EWG) Nr. 1059/ 
69, sofern diese die obigen Maßnahmen betrifft, vor- 
gesehen sind und so die volle Wirkung dieser Maß- 
nahme zu gewährleisten. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
11. Dezember 1973 - 1/4 -680 70 -E- La 14/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts - und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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